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Im Jahr 2013 blickt Deutschland auf 
40 Jahre Mitgliedschaft in den Verein-
ten Nationen zurück. Nach offizieller 
deutscher Lesart bildet die Weltor-
ganisation ein unverzichtbares Kern-
stück der multilateralen Orientierung 
des Landes. Dieser Ansatz wird in 
Deutschland sowohl von einem brei-
ten parteipolitischen Konsens als auch 
durch intensive zivil -gesellschaftliche 
Unterstützung getragen. Obwohl die 
Stärkung des Multi lateralismus traditi-
onell im deutschen Interesse liegt, sind 
die UN nicht  immer das Forum erster 
Wahl. Besonders in den Bereichen 
Friedens sicherung und Wirtschafts-
politik werden andere Organisationen 
wie EU, NATO und G-20 in zunehmen-
dem Maße genutzt.
Deutschland in den 
Vereinten Nationen
Platz der Vereinten Nationen in Bonn mit den Flaggen der UN-Mitgliedstaaten.   
Foto: Presseamt Bundesstadt Bonn.
2fünfziger Jahre die anderen ehemaligen Feindstaaten (u.a. 
Japan und Italien) den UN beigetreten waren, strebte die 
Bundesrepublik zunächst keine Vollmitgliedschaft an. Dies 
hätte auch die Aufnahme der DDR bedeutet, die jedoch von 
der Bundesrepublik gemäß ihres „Alleinvertretungsan-
spruchs“  nicht anerkannt wurde. Dennoch war die Bun-
desrepublik bereits seit 1952 am Amtssitz der UN in New York 
mit einer „Ständigen Beobachtermission“ vertreten, steuerte in 
erheblichem Maße finanzielle Mittel zum UN-System bei und 
wurde Mitglied in allen UN-Sonderorganisationen, so dass 
von einer „Quasi-Mitgliedschaft“ gesprochen werden kann. 
Auch die DDR bemühte sich in dieser Phase zur Unterstüt-
zung ihres bereits 1966 gestellten Antrags auf Mitgliedschaft 
um eine aktive Rolle unterhalb der tatsächlichen Mitglied-
schaft. 
Beiden deutschen Staaten gelang es aber erst 28 Jahre nach 
Gründung der Vereinten Nationen, Vollmitglied zu werden. 
Nachdem am 18. September 1973 im Zuge der Entspan-
nungspolitik sowohl die DDR als auch die Bundesrepublik 
den Vereinten Nationen beigetreten waren, arbeiteten beide 
Staaten im Rahmen ihrer unterschiedlichen Interessen, Spiel-
räume, Ressourcen und ihrer jeweiligen Bündniszugehörigkeit 
in zahlreichen UN-Bereichen intensiv mit. Sie wurden in 
dieser Phase in den Jahren 1977/1978 und 1987/1988 (Bun-
desrepublik) beziehungsweise 1980/1981 (DDR) als nichtstän-
dige Mitglieder  in den Sicherheitsrat gewählt. 
Die deutsche Vereinigung als Zäsur
Die weltpolitischen Umbrüche im Jahr 1989 setzten für die 
deutsche UN-Politik neue Rahmenbedingungen. Die Zeit 
Es gibt wohl kaum ein globales Problem, bei dessen Bewälti-
gung den Vereinten Nationen (United Nations – UN) nicht 
eine Schlüsselrolle zugeschrieben wird. Das Spektrum reicht 
von der Friedenssicherung über das Engagement für welt-
weite nachhaltige Entwicklung und den Kampf gegen Armut, 
die Stärkung der Menschenrechte, die Steuerung der globalen 
Umweltprobleme bis hin zum Kampf gegen den internationa-
len Terrorismus mitsamt seiner vielschichtigen Ursachen. Alle 
bisherigen deutschen Bundesregierungen haben die herausra-
gende Bedeutung der Weltorganisation für die Lösung globa-
ler Probleme unterstrichen. Kanzlerin Angela Merkel erklärte 
in ihrer Rede vor der UN-Generalversammlung im Sep-
tember 2007: „Für mich steht außer Frage: Der Ort, an dem 
verbindliche gemeinsame Antworten auf globale Herausfor-
derungen gegeben werden können, sind die Vereinten Nati-
onen.“ Außenminister Guido Westerwelle ergänzte im März 
2010, dass die UN das „Herzstück einer Weltpolitik, die auf 
Kooperation setzt“, bleiben sollten. 
Vom Feindstaat zur Mitgliedschaft  
beider deutscher Staaten
Als die Organisation der Vereinten Nationen mit dem Inkraft-
treten der UN-Charta am 24. Oktober 1945 ihre Arbeit 
aufnahm, lag Deutschland in Trümmern. An eine eigenständi-
ge Außenpolitik war ebenso wenig zu denken wie an eine 
UN-Mitgliedschaft. Auch nach Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik 
im Jahr 1949 galten beide zunächst als „Feindstaaten“ , 
gegen die gemäß Artikel 53 und 107 der UN-Charta bei 
erneuter Aggression jederzeit besondere Maßnahmen hätten 
ergriffen werden können. Selbst nachdem im Verlauf der 
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3der 17-jährigen Doppelmitgliedschaft wurde infolge der Ver-
einigung im Oktober 1990 beendet und brachte Deutschland 
in eine vollkommen neue Situation. Beide deutschen Staa-
ten hatten sich zu einem Staat vereinigt, der künftig unter 
dem Namen „Deutschland“ in den UN auftreten sollte. Der 
„Zwei-plus-vier-Vertrag“ vom 12. September 1990, der die 
außenpolitischen Aspekte der deutschen Vereinigung re-
gelte, brachte dem vereinten Deutschland die vollständige 
Souveränität über seine inneren und äußeren Angelegenhei-
ten. Bereits in diesem außenpolitischen Schlüsseldokument 
wird mehrfach auf die UN-Charta Bezug genommen, vor al-
lem wird die Verpflichtung zu einer friedlichen, an das Völ-
kerrecht gebundenen Außenpolitik bekräftigt: Deutschland 
werde „keine seiner Waffen jemals einsetzen, es sei denn in 
Übereinstimmung mit seiner Verfassung und der Charta der 
Vereinten Nationen“. Diese Regelungen stehen in engem Be-
zug zum Grundgesetz, aus dem Leitprinzipien wie das Frie-
densgebot und die bewusste Abkehr von einer unilateralen, 
nationalen Machtpolitik zugunsten eines kooperativen und 
integrationsbereiten Multilateralismus direkt ableitbar sind. 
Bereits in einer ersten Erklärung zum Tag der Deutschen 
Einheit am 3. Oktober 1990, die allen Regierungen, mit de-
nen Deutschland diplomatische Beziehungen unterhielt, 
übermittelt wurde, kündigte der damalige Bundeskanzler 
Helmut Kohl eine aktivere Rolle Deutschlands auch im Be-
reich der UN-Friedenssicherung an. Wenige Tage zuvor hat-
te bereits sein Außenminister, Hans-Dietrich Genscher, vor 
der UN-Generalversammlung erklärt, dass Deutschland 
sich seiner größer gewordenen Verantwortung bewusst sei, 
diese annehmen und sich stärker im Rahmen der Vereinten 
Nationen engagieren werde. 
Die UN-Politik des  
vereinten Deutschlands
Jenseits aller parteipolitischen Unterschiede in der Außen- 
und Sicherheitspolitik herrscht in Deutschland hinsichtlich 
der Unterstützung für die Vereinten Nationen ein breiter po-
litischer Konsens. Ausdruck der Wertschätzung bzw. der ge-
stiegenen parlamentarischen Aufmerksamkeit für „UN-The-
men“ war nicht zuletzt die Gründung des dem Auswärtigen 
Ausschuss zugehörigen „Unterausschuss für Vereinte Natio-
nen, internationale Organisationen und Globalisierung“ im 
Deutschen Bundestag im September 1991. Der UN-freund-
liche Grundkonsens kam auch in einem gemeinsamen An-
trag aller im Bundestag vertretenen Parteien (mit Ausnahme 
der PDS) aus dem Frühjahr 2001 zum Ausdruck. Dort heißt es 
unter anderem: „Der Deutsche Bundestag (…)  ist mehr denn 
je von der Notwendigkeit überzeugt, die Vereinten Nationen 
als globale Organisation zur Herstellung und Wahrung des 
Friedens sowie zur Bewältigung globaler Herausforderungen 
zu nutzen.“ Zudem wird die Bundesregierung aufgefordert, in 
einer Reihe von Politikbereichen konkrete Schritte zur Stär-
kung der Weltorganisation zu unternehmen. 
Deutsche Beiträge  
an das UN-System
Deutschland zählt – zumindest in finanzieller Hinsicht – zu 
den wichtigsten UN-Mitgliedern: Als nur mittelgroßes Land 
(Bevölkerung: Rang 16; Fläche: Rang 62) gehört es jedoch auf-
grund seiner Wirtschaftskraft zu den Hauptbeitragszahlern 
zum ordentlichen UN-Haushalt. Mit einem Bruttoinlandspro-
dukt von rund 3600 Mrd. US-Dollar im Jahr 2012 ist Deutsch-
UN-Standort Deutschland
Deutschland ist Sitz von 26 UN-Organisationen (in Berlin, 
Bonn, Frankfurt und Hamburg). Besondere Bedeutung 
neben Hamburg, das den Seegerichtshof  beherbergt, 
hat dabei die Bundesstadt Bonn mit dem UN-Campus 
um das ehemalige Abgeordnetenhochhaus („Langer 
Eugen“, links im Bild oben), in dem 19 UN-Einrichtungen 
mit etwa 900 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern angesie-
delt wurden. Nicht alle Versuche, weitere Organisationen 
nach Deutschland zu holen, waren erfolgreich (zum Beispiel 
 IRENA, Grüner Klimafonds). Doch mit der Ende 2011 
erfolgten Verlegung des zur WHO gehörenden Europäi-
schen Zentrums für Umwelt und Gesundheit nach Bonn 
und der erfolgreichen Bewerbung Deutschlands um den 
Sitz des Sekretariats des Internationalen Beratungsgremi-
ums zur Biologischen Vielfalt konnte Bonn seine Rolle als 
UN-Standort für nachhaltige Entwicklung weiter ausbauen.   
Foto: Presseamt Bundesstadt Bonn.
4land die viertgrößte Volkswirtschaft nach den USA, China 
und Japan. Da die Pflichtbeiträge zum ordentlichen Haushalt 
unter anderem auf der Grundlage der Wirtschaftskraft be-
rechnet werden, nimmt Deutschland seit Jahren den dritten 
Platz ein und steuert gegenwärtig 7,1 Prozent zum UN-Haus-
halt bei. Nur die USA (22 Prozent) und Japan (10,8 Prozent) 
zahlen höhere Pflichtbeiträge. Auf Deutschland folgen Frank-
reich (5,6 Prozent), Großbritannien (5,2 Prozent) und China 
(5,1 Prozent). Zur Finanzierung der UN-Friedensmissionen 
trägt Deutschland im Jahr 2013 ebenfalls 7,1 Prozent bei. Der 
Pflichtanteil Deutschlands ist jedoch seit einigen Jahren rück-
läufig. Im Jahr 2000 lag er noch bei rund 9,9 Prozent. Darü-
ber hinaus leistet Deutschland zum Teil erhebliche freiwillige 
finanzielle Beiträge zu den Sonderorganisationen, Program-
men, Fonds und Einrichtungen der Vereinten Nationen. Abge-
sehen vom UN-Umweltprogramm ist Deutschland hier aller-
dings oft nur zehntgrößter Beitragszahler.
Nach Angaben der Bundesregierung betrugen die Pflichtbei-
träge und die freiwilligen Zahlungen Deutschlands an das ge-
samte UN-System in den Jahren 2010/2011 insgesamt rund 
1,7 Mrd. Euro. Im Jahr 2010 hat Deutschland in der Summe 
Zahlungen in Höhe von rund 1,2 Milliarden Euro geleistet, im 
Jahr 2011 waren es knapp 1,1 Mrd. Euro. Deutschland inves-
tierte im Jahr 2010 insgesamt 265 Mio. Euro in die Entwick-
lungszusammenarbeit der UN; hinzu kamen rund 575 Mio. 
Euro an Beiträgen für die Weltbank-Gruppe. Im Jahr 2010 
entfielen von den an das UN-System geleisteten Beiträgen 26 
Mio. Euro an die Weltgesundheitsorganisation (WHO), 22,4 
Mio. Euro an das Entwick-
lungsprogramm (UNDP), 15,7 
Mio. Euro auf die Ernährungs- 
und Landwirtschaftsorganisa-
tion (FAO) und 9,1 Mio. Euro 
auf das Umweltprogramm 
(UNEP), womit Deutschland 
zweitgrößter Beitragszahler an 
das UNEP war.
Trotz dieser Zahlen steht 
Deutschland bei der öffentli-
chen Entwicklungshilfe nicht 
so gut da: Dem seit 1970 von 
den UN postulierten Ziel, 
0,7 Prozent des Bruttonatio-
naleinkommens für die Ent-
wicklungszusammenarbeit 
auszugeben, ist bisher kei-
ne Bundesregierung auch nur 
nahe gekommen (im Jahr 2011: 
0,4 Prozent). Weder wurde das 
von der EU festgelegte Etappenziel, 0,5 Prozent bis 2010 be-
reitzustellen, erreicht, noch wird vermutlich das Ziel, bis 2015 
die geforderten 0,7 Prozent bereitzustellen, erreicht werden.
Im Bereich Personal für UN-Organisationen war Deutsch-
land jahrelang unterrepräsentiert. Dies hat sich inzwischen ge-
bessert. Auf allen Stellen des vergleichbaren höheren Dienstes 
im UN-Sekretariat wurden Mitte 2012 415 der 12 289 Stellen 
von Deutschen besetzt, also insgesamt 3,4 Prozent. Die Fra-
ge des deutschen Anteils muss jedoch differenziert betrachtet 
werden. Eine Unterrepräsentation auf den so genannten geo-
Der deutsche UN-Botschafter Peter Wittig spricht im November 2012 vor 
der Generalversammlung der Vereinten Nationen.  
Foto: UN Photo / Eskinder Debebe
Am 19. September 1973 wurden die Flaggen der Deutschen Demokratischen Republik und der Bundesrepublik 
Deutschland am Amtssitz der Vereinten Nationen in New York feierlich gehisst. UN-Generalsekretär Kurt Waldheim 
(am Mikrofon) begrüßt u.a. Otto Winzer (vierter v. rechts), Außenminister der DDR, und Walter Scheel, Außenminister 
der BRD (zweiter v. rechts). Foto: UN Photo/Teddy Chen.
5grafischen Posten im UN-Sekretariat (gemäß Mischkriterien 
aus unter anderem Bevölkerungszahl und Beiträgen zum UN-
Haushalt) geht einher mit einer guten Vertretung deutscher 
Beschäftigter auf Leitungsebene. Von 2245 geografischen Pos-
ten hat Deutschland Mitte 2012 103 Posten (davon 45 Frauen) 
besetzt, dies entspricht 4,58 Prozent; der ermittelte Sollstel-
lenrahmen liegt bei 131–177 Stellen. Ende 2011 lag der deut-
sche Personalanteil auf der Leitungsebene im UN-Sekretari-
at (D-1-Posten und höher) bei 35 von insgesamt 851 Stellen 
(4,1 Prozent). Deutschland belegt damit nach den USA (112), 
Großbritannien (39) und Frankreich (36) den vierten Platz bei 
allen Leitungspositionen. Der deutsche Personalanteil auf den 
höchsten Ebenen der Untergeneralsekretäre und der Beige-
ordneten Generalsekretäre beträgt zusammen 5,0 Prozent.
Wichtige Bereiche  
deutscher UN-Politik
Die deutsche UN-Politik zeichnet sich durch ein Engagement 
in der ganzen Breite der UN-Arbeitsbereiche aus und ist dem-
entsprechend vielfältig (umfassende Informationen finden sich 
in den zweijährlichen Berichten der Bundesregierung an den 
Bundestag). Neben den medien- und öffentlichkeitswirksamen 
Bereichen gibt es eine breite Palette an Themen, bei denen sich 
Deutschland finanziell und konzeptio nell engagiert. Im feder-
führenden Auswärtigen Amt laufen in der Abteilung für Ver-
einte Nationen und Globale Fragen die Fäden der deutschen 
UN-Politik zusammen. Sie stützt sich u.a. auf die Arbeit der 
Ständigen Vertretungen der Bundesrepublik in New York und 
an den anderen UN-Standorten (Genf, Nairobi, Paris, Rom und 
Wien). Aber auch das Kanzleramt sowie eine Vielzahl an Bun-
desministerien sind inzwischen mit UN-Themen befasst. 
Friedenssicherung
Am obersten Ziel der UN-
Charta, die Welt „von der Gei-
ßel des Krieges zu befreien“, 
wirkt Deutschland aktiv mit. 
An UN-Friedensmissionen be-
teiligte sich die Bundesrepublik 
seit ihrem Beitritt im Jahr 1973 
zunächst nur durch die Bereit-
stellung von Ausrüstung und 
Transportkapazitäten. Deutsch-
land gehört zwar traditionell zu 
den UN-freundlichen Staaten 
und sieht sich mithin als einer 
der aktivsten Anwälte eines ef-
fektiven UN-Multilateralismus. 
Im Bereich der UN-Friedenssi-
cherung ist Deutschland jedoch 
ein vergleichsweise junger Ak-
teur, da angesichts der weltpo-
litischen Lage und innenpolitischer Restriktionen die Beteili-
gung an internationalen Friedenssicherungseinsätzen erst seit 
Anfang der neunziger Jahre in nennenswertem Ausmaß mög-
lich wurde. Wegbereitend war hierfür das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts zur Zulässigkeit von Auslandseinsätzen 
der Bundeswehr im Jahr 1994. 
Ein genauerer Blick auf die deutsche  Beteiligung an den jüngs-
ten UN-Friedensmissionen ergibt jedoch ein widersprüch-
liches Bild. In den vergangenen Jahren hat sich Deutschland 
trotz seiner UN-freundlichen Rhetorik weniger an UN-geführ-
ten, sondern vor allem an  UN-mandatierten Einsätzen betei-
ligt. Während bei den Missionen des ersten Typs die bekann-
ten „Blauhelme“ der UN den Einsatz leiten, handeln im Falle 
des zweiten Typs die Staaten oder Regionalorganisationen als 
„Subunternehmer“ des UN-Sicherheitsrats und können die De-
tails des Einsatzes weitgehend selbst bestimmen. Den derzeit 
rund 7000 deutschen Soldatinnen und Soldaten in UN-man-
datierten Einsätzen (insbesondere in Kosovo und Afghanistan) 
stehen rund 200 Kräfte in UN-geführten Einsätzen gegenüber 
– das entspricht etwa zwei Prozent der eingesetzten Truppen. 
Deutschland steht als drittgrößter Beitragszahler der Vereinten 
Nationen damit bei der personellen Beteiligung an UN-Frie-
densmissionen lediglich an 52. Stelle (Stand März 2013) der 
Deutscher Blauhelmsoldat beim UNIFIL-Einsatz im Mittelmeer im Dezember 2010 vor der libanesischen Küste.  
Foto: Bundeswehr / Andrea Bienert
6193 UN-Mitgliedstaaten, weit hinter Staaten wie Bangladesch, 
Jordanien, Uruguay oder Senegal. Auf der anderen Seite ist die 
erhebliche finanzielle Unterstützung für die UN-Friedenssiche-
rung von 7,1 Prozent des Haushalts hervorzuheben sowie die 
vielfältige begleitende Projektförderung im Rahmen ziviler Kri-
senprävention. Auch das UN-Ausbildungszentrum der Bun-
deswehr in Hammelburg oder das Zentrum für Internationale 
Friedenseinsätze (ZIF) in Berlin werden von den UN als wich-
tige deutsche Beiträge gesehen. 
Menschenrechtsschutz, nachhaltige Entwicklung  
und humanitäre Hilfe
Der Bereich Menschenrechte und Völkerrecht hat traditio-
nell einen sehr hohen Stellenwert in der deutschen UN-Poli-
tik. Deutschland ist Vertragspartei nahezu aller einschlägigen 
Menschenrechtskonventionen und -protokolle und war u.a. 
Wegbereiter des Internationalen Strafgerichtshofs. Deutsch-
land gehört – nicht zuletzt aufgrund seiner historischen Er-
fahrungen – zu den Ländern, denen oftmals der Konsens al-
ler Beteiligten wichtiger und erstrebenswerter erscheint als 
das rücksichtslose Durchsetzen einzelstaatlicher Positionen. 
Es verhält sich mithin im UN-Kontext standardmäßig „auf-
geklärt multilateral“. Auch bei normativen Weiterentwicklun-
gen wie der Debatte um die Schutzverantwortung bei schwers-
ten Menschenrechtsverletzungen („Responsibility to Protect“) 
wirkt Deutschland intensiv mit – auch wenn die deutsche Ent-
haltung im Sicherheitsrat bei der Entscheidung für die militä-
rische Umsetzung der Schutzverantwortung im Fall Libyen im 
Jahr 2011 für viel Kritik gesorgt hat. 
Nachhaltige Entwicklung und Armutsbekämpfung gehören zu 
den Schwerpunktaufgaben der Vereinten Nationen. Eine Viel-
zahl ihrer Programme und Institutionen widmet sich diesen 
Aufgaben. Deutschland hat sich insbesondere bei der Förde-
rung nachhaltiger Entwicklung, bei der Armutsbekämpfung 
und im Bereich des globalen Umweltschutzes als wichtiger 
Akteur etabliert. Es betrachtet die Bewahrung der Natur als 
Voraussetzung einer dauerhaften und friedlichen Weltord-
nung. Deutschland engagiert sich dementsprechend auf den 
internationalen Umwelt- und Entwicklungskonferenzen und 
fungiert oft am Standort Bonn als deren Gastgeber. Nicht zu-
fällig leitet mit Achim Steiner wie bereits zuvor mit Klaus 
Töpfer ein Deutscher das Umweltprogramm der Vereinten 
Nationen (UNEP). Gleichzeitig gestaltet Deutschland die Dis-
kussion um eine Entwicklungsagenda der Vereinten Nationen 
nach 2015 mit, in der die Millenniums-Entwicklungsziele 
(Millennium Development Goals – MDGs) und die globalen 
Nachhaltigkeitsziele (Sustainable Development Goals – SDGs) 
zusammengebracht werden sollen. 
Einen wichtigen Platz 
nimmt die humanitä-
re Hilfe in der deutschen 
UN-Politik ein. Deutsch-
land setzt sich insbeson-
dere für eine Stärkung des 
von den Vereinten Nati-
onen geführten und ko-
ordinierten Systems der 
internationalen huma-
nitären Hilfe ein. Deut-
sches Kernanliegen ist es, 
die koordinierende Rol-
le der Vereinten Nationen 
und die dafür geschaffe-
nen Strukturen und Me-
chanismen (vor allem das Amt für die Koordinierung huma-
nitärer Angelegenheiten – OCHA) zu unterstützen und, wo 
erforderlich, weiterzuentwickeln. Deutschland hatte von Mitte 
2012 bis Mitte 2013 zudem den Vorsitz der Gruppe wichtiger 
Geberländer der humanitären Hilfe (OCHA Donor Support 
Group – ODSG) übernommen und setzt sich für eine weltweit 
bessere Vorbereitung auf humanitäre Notlagen und Katastro-
phen ein.
Reform der  
Vereinten Nationen
Trotz aller Wertschätzung wird auch von der deutschen Politik 
darauf hingewiesen, dass es für eine wichtige Rolle der UN in 
der internationalen Politik einer ständigen Anpassung und in 
manchen Bereichen auch eines grundsätzlichen Umdenkens 
Ohne Wasser gibt es auf unserem Globus kein Leben. Diese Einsicht ist alt, 
aber erst allmählich werden sich die Menschen bewusst, wie knapp sau-
beres Wasser ist und wie stark die Wasserressourcen der Welt durch Über-
nutzung und Schadstoffeinleitungen gefährdet sind. Beim „Weltgipfel für 
nachhaltige Entwicklung“ in Johannesburg 2002 wurde großes Gewicht 
auf Wasserthemen und besonders die bis dahin vernachlässigte sanitäre 
Versorgung gelegt. Foto: Foto aus einer Sammlung von Fotomotiven aus 
aller Welt, Website der Konferenz „Rio+20“ (www.uncsd2012.org)
Deutschsprachige Dokumente
Gemeinsam mit Österreich, Liech-
tenstein und der Schweiz finanziert 
Deutschland den deutschen Über-
setzungsdienst im UN-Sekretariat 
in New York. Dieser übersetzt Re-
solutionen der wichtigsten UN-
Gremien ins Deutsche und stellt 
sie über die Webseite der Vereinten 
Nationen zur Verfügung. Zudem 
bieten das Regionale Informations-
zentrum der Vereinten Nationen 
für Westeuropa (UNRIC) in Brüs-
sel und dessen Zweigstelle in Bonn 
Informationen über die Arbeit der 
Vereinten Nationen in deutscher 
Sprache an.
Das „Mahnmal für Gewaltlosigkeit“ von Carl Fredrik Reuterswärd vor dem 
Hauptgebäude der Vereinten Nationen ist ein Geschenk des Regierung Lu-
xemburgs. Das Motiv enstand aus der Wut und Fassungslosigkeit des Künst-
lers über die Ermordung seines Freundes John Lennon. Foto: flickr/Jorbasa.
7insbesondere der mächtigen Mitgliedstaaten bedürfe. „Ich 
bin der Überzeugung“, so beispielsweise die Bundeskanzlerin 
im Jahr 2008, „dass für die Gestaltung der Globalisierung die 
Vereinten Nationen und die angegliederten Organisationen 
das beste Forum und der beste Rahmen sind. Deshalb bleibt 
für die Bundesrepublik Deutschland die Reform der Vereinten 
Nationen eine der ganz großen Aufgaben in den nächsten Jah-
ren. Jeder, der sich damit befasst, weiß, dass das Ganze schon 
sehr lange dauert. Ich sage aber auch, dass die Zeit drängt. 
Denn wer, wenn nicht die Vereinten Nationen, ist legitimiert, 
in Krisensituationen der Welt ein deutliches Wort zu spre-
chen? Daher wird Deutschland alles daransetzen, die Reform 
der Vereinten Nationen voranzutreiben.“
Nach dem großen Reformschwung infolge des Weltgip-
fels 2005, als mit der Kommission für Friedenskonsolidie-
rung und dem Menschenrechtsrat (in beiden Gremien wirkt 
Deutschland phasenweise mit) zwei wichtige Institutionen 
neu geschaffen beziehungsweise von Grund auf umgestal-
tet wurden, befinden sich die Vereinten Nationen nun in ei-
nem Modus beständiger, aber kleinerer Anpassungen. Zwar 
gab es durchaus weitere ehrgeizige Veränderungen, an de-
nen Deutschland mitgewirkt hat, etwa die ständige Anpas-
sung der Friedenssicherungseinsätze an neue Herausforderun-
gen, die Reform des Bereichs Gleichstellung der Geschlechter 
durch die Gründung von „UN Women“ im Jahr 2010 oder 
die eher moderate Anpassung der UN-Nachhaltigkeitsstruk-
turen im Nachgang der „Rio+20-Konferenz“ im Jahr 2012. 
Mit dem Thema Reform des Sicherheitsrats, in den das ver-
einigte Deutschland bisher dreimal (1995/1996, 2003/2004 
und 2011/12) als nichtständiges Mitglied gewählt wurde, ist 
allerdings die wohl schwierigste Reform auf die lange Bank 
geschoben worden. Deutschland strebt seit Anfang der neun-
ziger Jahre im Rahmen einer umfassenden Neuzusammenset-
zung des Rates einen ständigen Sitz an. Die Suche nach einer 
Sicherheitsratsreform wird neben hohen institutionellen Er-
fordernissen der Charta – alle fünf ständigen Mitglieder im 
Rat müssen ebenso zustimmen wie eine Zweidrittelmehrheit 
der Generalversammlung – auch durch eine dreifache inhaltli-
che Anforderung erschwert.
 
  Erstens soll die Repräsentativität verbessert werden, was 
nur durch eine Erhöhung der Mitgliederzahl und/oder eine 
Veränderung des geografischen Proporzes der Sicherheits-
ratsmitglieder möglich ist. 
  Zweitens soll die Legitimität gestärkt werden durch die 
Schaffung eines möglichst „demokratischen“ Entschei-
dungsfindungsmechanismus innerhalb des Rates. 
  Drittens soll die Effektivität erhöht werden, indem die Ent-
scheidungsfindung erleichtert und die Chance auf Umset-
zung der Beschlüsse erhöht werden soll.
Neben dem Beharren der ständigen Mitglieder auf ihrem Son-
derstatus besteht vor allem eine kaum auflösbare Spannung zwi-
schen verbesserter Repräsentativität und höherer Effektivität. 
Was die Reform unfähigkeit des Sicherheitsrats für die UN be-
deutet, ist schwer absehbar. Es steht jedoch zu befürchten, dass 
ein unveränderter Sicherheitsrat an Autorität verlieren wird. 
In der weltweiten Wirtschafts- und Finanz krise seit dem Jahr 
2008 hatte Deutschland frühzeitig auf den Reform bedarf der 
internationalen Wirtschafts- und Finanzordnung hingewiesen 
– ohne dabei durchschlagende Erfolge zu erzielen. Sowohl die 
Große Koalition aus CDU/CSU und SPD als auch die CDU/
CSU-FDP-Nachfolge regierung hatten sich für eine Stärkung 
der UN in diesem Bereich eingesetzt und dabei pragmatisch 
Zum zweijährigen Jubiläum der UN-Mitgliedschaft schenkte DDR-Außenmi-
nister Oskar Fischer den Vereinten Nationen die Bronzefigur „Der Aufstei-
gende“. Das Werk des Künstlers Fritz Cremer steht im nördlichen Teil des 
UN-Parks in New York City.  
Foto: UN Photo/Milton Grant 
8sowohl eine Aufwertung von verschiedenen multilateralen Fo-
ren außerhalb der UN wie die G-20 unterstützt als auch stets 
auf die wichtige Funktion der Inklusivität der UN hingewie-
sen. Deutsche UN-Politik steht damit vor einem kaum auflös-
baren Dilemma: Es ist einerseits vorstellbar (wenngleich eher 
unwahrscheinlich), dass sich die Vereinten Nationen als Kern 
einer Global-Governance-Architektur herausbilden und der 
geregelte Multilateralismus effektiv Probleme löst. Anderer-
seits ist es ebenso denkbar, dass der Multilateralismus „ver-
clubt“ und unterschiedliche „Club-Formate“ wie die G-20 und 
andere themenspezifische Politiknetzwerke oder Ad-hoc-Ko-
alitionen an Bedeutung ge-
winnen. Dies würde für die 
deutsche Außenpolitik be-
deuten, noch pragmatischer 
und weniger prinzipiell als 
in der Vergangenheit mit 
multilateralen Formaten zu 
arbeiten. 
Bilanz: Deutsch-
land und die Ver-
einten Nationen 
Die Rolle Deutschlands in 
den Vereinten Nationen hat 
sich in bemerkenswerter 
Weise entwickelt. Der Weg 
von einem „Paria“ der inter-
nationalen Politik zu einem 
anerkannten Mitglied der 
Völkergemeinschaft hat sich 
maßgeblich durch die aktive Mitarbeit in der Weltorganisati-
on vollzogen: eine erfolgreiche, ja geradezu atemberaubende 
außenpolitische Emanzipation. Alles in allem kann Deutsch-
land in den vier Jahrzehnten seiner Mitgliedschaft und auch 
in den zwei Jahrzehnten seit der Vereinigung unabhängig von 
der parteipolitischen Zusammensetzung der jeweiligen Bun-
desregierung eine aktive Politik zur Unterstützung der Verein-
ten Nationen bescheinigt werden. Deutschland ist im interna-
tionalen Vergleich ein guter Freund der Vereinten Nationen 
– ein verlässlicher Freund übrigens, der, wenn auch gezwun-
genermaßen, tief in das eigene Portemonnaie greift, um diese 
Freundschaft zu pflegen. Von einer wichtigen Mittelmacht mit 
globalen Interessen wie Deutschland wird zu Recht erwartet, 
dass sie eigene Vorstellungen hinsichtlich aktueller und struk-
tureller Problembereiche der internationalen Politik entwi-
ckelt und versucht, diese durchzusetzen. 
Deutschland gehört zu den wichtigsten UN-Mitgliedern und hat 
darüber hinaus eine Verantwortung und auch ein Interesse an ei-
ner stabilen und offenen internationalen Ordnung. Insofern ist 
Deutschland tatsächlich vom Konsumenten zu einem wichtigen 
(Mit-)Produzenten internationaler Ordnung geworden. 
Dennoch könnte Deutschland in zahlreichen UN-relevanten 
Politikfeldern durchaus mehr tun und dem rhetorischen Be-
kenntnis zur Stärkung des UN-Multilateralismus Taten folgen 
lassen. So scheint es, um nur ein Beispiel zu nennen, durch-
aus verantwortbar, deutsches Personal in substanzieller Grö-
ßenordnung in UN-geführten Missionen einzusetzen und sich 
nicht derart deutlich wie in den vergangenen Jahren auf die 
UN-mandatierten Missionen zu beschränken. Zudem sollte 
sich Deutschland angesichts der Forderung nach einem stän-
digen Sitz im Sicherheitsrat einer ernsthaften und ehrlichen 
Selbstprüfung unterziehen, ob die strategische Identität, der 
weltpolitische Gestaltungswille und die in der Gesellschaft 
vorherrschenden Einstellungen und Meinungen mit einem 
Werben um einen ständigen deutschen Sitz in Übereinstim-
mung zu bringen sind. 
Unabhängig davon kann das Verhältnis Deutschlands zur 
Weltorganisation als Erfolgsgeschichte beschrieben werden 
– eine Erfolgsgeschichte, die am 18. September 1973 begann 
und freilich nur mit starkem Engagement fortgeschrieben 
werden kann.
Im April 2002 übergibt Bundestagspräsident Wolfgang Thierse drei Segmente der Berliner Mauer an UN-Generalsekretär Kofi 
Annan. Foto: UN Photo/Evan Schneider
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